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§31

Bestehen Zweifel über die Rechtsnatur einer Stiftung, die 
für sie geltende Satzung oder die Stiftungsverwaltung, so 
entscheidet darüber die Stiftungsbehörde. Sie kann der 
Stiftung eine andere Zweckbestimmung geben oder die 
Stiftung auflösen. Bei der Umwandlung des Stiftungszwecks 
ist die Absicht des Stifters tunlichst zu berücksichtigen; die

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am dreizehnten September neunzehn­
hundertneunzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den dreizehnten September neunzehnhundertneunzig ч

Die Präsidentin der Volkskammer 
4 der Deutschen Demokratischen Republik

B e r g m a n n - P o h l

Stiftungsbehörde kann in diesem Fall, soweit erforderlich, die 
Satzung der Stiftung ändern. Der Vorstand der Stiftung soll 
gehört werden.

§32
(1) Dieses Gesetz tritt am 24. September 1990 in Kraft.
(2) § 9 des Einführungsgesetzes zum Zivilgesetzbuch vom 

19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 S. 517) wird aufgehoben.

Gesetz 
über die Errichtung 

des Ausgleichs!onds Währungsumstellung

vom 13. September 1990

§1
Rechtsform

Es wird ein Ausgleichsfonds Währungsumstellung (Fonds) 
als Anstalt des öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersön­
lichkeit errichtet.

§2
Sitz

Der Fonds hat seinen Sitz in Berlin.

§3
Organe

Der Fonds hat einen Geschäftsführer. Er wird vom Minister 
der Finanzen bestellt und abberufen.

§4
Aufgaben

(1) Der Fonds verwaltet die
1. Ausgleichsforderungen (einschließlich vorläufige Aus­

gleichsforderungen), die den Geldinstituten und Außen­
handelsbetrieben aufgrund von Artikel 8 § 4 Abs. 1 und 2 
der Anlage I zum Vertrag über die Schaffung einer Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber dem Fonds zustehen, und leistet 
hierfür den Schuldendienst gemäß Art. 8 § 4 Abs. 1 und 3 
der Anlage I.

2. Forderungen (einschließlich vorläufige Forderungen), 
die ihm aufgrund von Artikel 8 § 4 Abs. 5 der Anlage I 
gegenüber Geldinstituten oder Außenhandelsbetrieben 
zustehen, und zieht die Zinsen und die Tilgungsraten ein.

(2) Der Fonds errechnet die Forderung (einschließlich der 
vorläufigen Forderung), die ihm aufgrund von Artikel 8 § 4 
Abs. 6 der Anlage I zum Staatsvertrag gegenüber der DDR 
zusteht. Die Berechnungsunterlagen bilden für das Bundes­

aufsichtsamt für das Kreditwesen die Grundlage für die Zu­
teilung der Forderung des Fonds gegen die Deutsche Demo­
kratische Republik. Der Fonds veranlaßt die Bereitstellung 
der Zins- und Tilgungsleistungen durch den Republikhaus­
halt. . 4

(3) Die Mitteilungen des Bundesaufsichtsamtes für das Kre­
ditwesen über die Höhe der zu verwaltenden Ausgleichsfor­
derungen und Forderungen gemäß Absatz 1 sind für den 
Fonds verbindlich.

§5
Umwandlung von Ausgleichsforderungen 

in Schuldverschreibungen

(1) Der Fonds ist auf Verlangen der Gläubiger von endgül­
tig zugeteilten Ausgleichsforderungen verpflichtet, diese in 
Inhaber-Schuldverschreibungen des Fonds in einer Stücke­
lung von 1 000,— DM umzuwandeln. Er kann endgültig zu­
geteilte Ausgleichsforderungen unter 1 000,— DM vorzeitig 
tilgen.

(2) Die Geldinstitute und Außenhandelsbetriebe sind be­
rechtigt, die ihnen gegenüber bestehenden Forderungen zum 
Ende eines jeden Kalenderjahres ganz oder teilweise zurück­
zuzahlen. Der Fonds ist ermächtigt, seine Verbindlichkeiten 
vor deren Fälligkeiten zu erfüllen.

§6 '
Jahresabschluß und Geschäftsbericht

Der Fonds erstellt zum Ende eines jeden Kalenderjahres 
einen Jahresabschluß und einen Geschäftsbericht. Der Jah­
resabschluß ist durch einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen. Jah­
resabschluß mit Testat des Wirtschaftsprüfers und Geschäfts­
bericht sind im Bundesanzeiger zu veröffentlichen.

§ 7
Geschäftsbesorgung für den Fonds

(1) Der Fonds bedient sich zur Erfüllung seiner Aufgaben 
der Staatsbank Berlin.

(2) Der Geschäftsführer kann den Geschäftsbesorgungsauf­
trag zum Ende eines jeden Kalenderjahres mit dreimonatiger 
Frist kündigen und einer anderen geeigneten Stelle die Auf­
gaben zur Ausführung übertragen. Das gleiche gilt, wenn der 
Geschäftsbesorgungsvertrag im gegenseitigen Einvernehmen 
beendet wird.


